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 Bürgerinitiative bekommt Rückenwind / Doch kein Steinbruch in Fürstenau?
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In und um Fürstenau weist die Bürgerinitiative auf ihre Internet-Adresse hin.
[image: image12.png]



[image: image13.png]



[image: image14.png]



Die Bürgerinitiative „Kein Steinbruch in Fürstenau“ bekommt mehr und mehr Rückenwind. Anfang Juli tagten in der Gaststätte Buch in Bödexen die Ortsausschüsse der von dem geplanten Steinbruch betroffenen Gemeinden Fürstenau, Bödexen, Brenkhausen und Albaxen. Bis auf die Gemeinde Stahle waren alle Dörfer des Fünfgemeindewaldes, der in der Vergangenheit schon einmal diese Orte zur Wahrung ihrer gemeinsamen Interessen zusammenführte, vertreten.
Der einzige Tagesordnungspunkt der gemeinsamen Sitzung befasste sich mit dem aktuellen Sachstand in Bezug auf den von der Firma Schaperdot geplanten Kalksteinabgrabung in der Gemarkung Fürstenaus und einer in der gleichen Örtlichkeit beabsichtigten Bauschuttrecyclinganlage. Neben der Protokollführerin Lydia Drüke waren von der Stadtverwaltung der Erste Beigeordnete, Klaus Schumacher, sowie Uwe Dierkes, Umweltingenieur der Stadt Höxter, vertreten.
Uwe Dierkes beschrieb in seinem informativen Vortrag alle Aspekte des von der Firma Schaperdot zu beschreitenden Weges, sollte sie an einem Abgrabungsantrag festhalten wollen. Ein solcher Antrag setze allerdings vorab die Änderung des Flächennutzungsplans voraus, was der potentielle Betreiber im Vorfeld eines Abgrabungsantrags zu beantragen hätte. Ein solcher Änderungsantrag müsse dabei bestimmte rechtliche und verfahrenstechnische Voraussetzungen erfüllen. Beispielsweise verlange das Umweltverträglichkeitsgesetz von einem Antragsteller, die Beobachtung und begleitende Erforschung der betroffenen Pflanzen- und Tierwelt durch Spezialisten des Umwelt- und Naturschutzes, so Uwe Dierkes.
Dieser entscheidende Hinweis erfolgte durch die Vertreter der Stadt in einer Weise, dass ein solches Gutachten zur Umweltverträglichkeit derzeit nicht zur Debatte stände, weil die Firma Schaperdot bislang noch keinen Antrag gestellt hätte. Daher sähen Rat und Verwaltung noch keinen Handlungsbedarf. Im Übrigen bestehe das formale Erfordernis auf Änderung des Regionalplans, wobei die Fläche als Abbaufläche ausgewiesen sein müsse. Eine eventuelle Änderung des Plans sei aus den dargelegten Gründen aber nicht erforderlich. Darauf habe der Rat der Stadt hingewiesen.
Die anwesenden Ortsausschüsse schlossen sich mit einer Enthaltung einstimmig der Resolution des Rates an. Auf die Frage, ob damit das Anliegen der Bürgerinitiative erfüllt sei, äußerte deren Sprecher Ferdinand Welling, Fürstenau, gegenüber dem Höxter-Kurier: „Unsere Aufgabe ist längst nicht erfüllt. Es gilt, weiter wachsam zu bleiben und die betroffene Bevölkerung unserer Dörfer für dieses wichtige Anliegen zu sensibilisieren. Wenn wir das in der Vergangenheit nicht mit dieser Ausdauer getan hätten, wüsste ich nicht, ob wir nicht eines Tages vor vollendeten Tatsachen gestellt worden wären.“
Nach Auffassung der Bürgerinitiative sind gravierende Belange des Umwelt- und Naturschutzes in einer landschaftlich intakten Gegend betroffen. Das wird allein schon durch den Umfang der geplanten Anlage deutlich. Im Vorfeld des Antragsverfahrens wurde bekannt, dass eine Fläche von 8,6 Hektar mit einer Abbautiefe von ca. 30 Meter betroffen ist. Durch Lärm-, Staub- und Abgasimmissionen sind Menschen, Tiere und Pflanzen nicht nur in diesem direkten Abbaugebiet, sondern auch außerhalb dieser Fläche betroffen.
Auch die Belastung durch den zu erwartenden schweren Lkw-Verkehr im näheren und weiteren Einzugsgebiet des Steinbruchs würde die Belange der Bürger empfindlich berühren. Während die Betreiberfirma mit einer möglichen Belastung von ca. 50 Lastkraftwagen rechnet, kann nach Auffassung der Bürgerinitiative von mindestens 130 Fahrten ausgegangen werden. Dabei ist nicht einmal der gravierende Aspekt der geplanten Bauschuttrecyclinganlage mit in die Überlegungen der Bürgerinitiative einbezogen. 
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